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701. Statut 


für 
die Drainage⸗ und Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft 
Eichholz zu Eichholz im Kreiſe Luckau. 
Wir Wilhelm, 

von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. vers 
ordnen auf Grund der 88 57 und 65 des Geſetzes, 
betreffend die Bildung don Waſſergenoſſenſchaften 
vom 1. April 1879 (Geſetz⸗Sammlung Seite 297) 
nach Anhörung der Beteiligten, was folgt: 

8 1. Die Eigentümer der dem Meliorations⸗ 
gebiet angehörigen Grundſtücke in den Gemarkungen 
Eichholz und Finſterwalde werden zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ 
ſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes des 
Meliorations⸗Bauwarts Adolph vom 20. November 
1907 durch Drainage und Entwäſſerung zu ver⸗ 
beſſern. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörigen 
Bike iſt das Meliorationsgebiet mit 15 . — 
Saal begrenzt. In dem zugehörigen Teilnehmer: 
hörigen find die zum Meliorationsgebiete ges» 

25 a undſtücke nachgewieſen. 

e Teilnehmerverzeichnis werden unter 
und bei de auf das genehmigte Statut beglaubigt 
niedergelegt " zeuffitsbenärte der Genoſſenſchaft 
erhält des Vorsteher ber Aspeichnung und Lofchrift 
aufzubewahren und ſiets cnoſſenſcheft; er hat ſie 
erhalten. auf dem laufenden zu 


Der Vorſtand hat die au 
See ee g 
flichssvehörde zur Prüfung durch den 
— und zur Genehmigung ein: 


Aenderungen des Meliorationsplanes, welche 
ſich als erforderlich herausſtellen, können vom Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen werden. Der 
Beſchluß unterliegt der Prüfung des Meliorations⸗ 
baubeamten und bedarf der Genehmigung der Auf 
ſichtsbehörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Veränderung der Anlage betroffen werden. 

§ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Drainage⸗ und Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft Eich⸗ 
holz“ und hat ihren Sitz in Eichholz. 

§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. 

Hierzu gehören auch die zur zweckentſprechenden 
Nutzbarmachung der Melioration für die einzelnen 
Grundſtücke erforderlichen Einrichtungen, wie Anlage 
und Unterhaltung beſonderer Zu- und Ableitungs⸗ 
gräben und dergleichen. Die Vorflutkoſten ſollen 
auf die Acker⸗ und Wieſenflächen verhältnismäßig, 
das heißt nach dem Verhältnis der ſpeziellen An⸗ 
lagekoſten verteilt werden. 

g 4. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Meliorations⸗Tech⸗ 
nikers ausgeführt. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat 
das Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen 
Pläne auszuarbeiten, die für die Verdingung er⸗ 
forderlichen Unterlagen zu beſchaffen und zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen, überhaupt alle für das 
zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten not⸗ 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vor⸗ 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für 
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Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für Abſchlags⸗ 
zahlungen und für die Abnahme erforderlichen 
Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm ab⸗ 
zuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig an⸗ 
zuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand 
in techniſchen Angelegenheiten während der Bauaus⸗ 
führung den Rat des Meliorationsbaubeamten ein⸗ 
zuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der 
Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen 
und hat feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck⸗ 
und planmäßig und mit den von der Aufſichts⸗ 
behörde genehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. 
Sollten hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo 
ſind ſie unter Leitung des Meliorationsbaubeamten 
von vereideten Technikern vorzunehmen; die Koſten 
dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu 
tragen. 

§ 5. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von den 
Genoſſen, abgeſehen von den im Teilnehmerverzeichnis 
ausdrücklich als beitragsfrei bezeichneten Grund⸗ 
ſtücken, nach Maßgabe der den Genoſſen aus den 
Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile auf⸗ 
gebracht. 

Dieſer Vorteil wird für die zu drainierenden 
Flächen nach der Geſamtlänge der in den beteiligten 
Grundſtücken eines jeden Genoſſen verlegten Sauge⸗ 
drains, für die zu entwäſſernden Wieſenflächen nach 
dem Flächeninhalte der zugehörigen Grundſtücke be⸗ 
meſſen. Die Genoſſenſchaftslaſten werden daher für 
die Drainage nach Maßgabe der Geſamtlänge der 
Saugedrains, für die Entwäſſerung der Wieſen⸗ 
flächen dagegen nach Maßgabe des Flächenraumes 
der beteiligten beitragspflichtigen Grundſtücke auf⸗ 
gebracht. 

86. Die hiernach von dem Vorſtande auf⸗ 
zuſtellende Beitragsliſte iſt vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vor⸗ 
ſtehers auszulegen. Die Auslegung iſt vorher orts⸗ 
üblich in den Gemeinden, deren Bezirk ganz oder 
teilweiſe dem Genoſſenſchaftsgebiete angehört, und in 
dem für die öffentlichen Bekanntmachungen der 
Genoſſenſchaft beſtimmten Blatte bekannt zu machen. 

Ueber etwaige Abänderungsanträge, die inner⸗ 
halb dieſer Friſt ſchriftlich beim Vorſteher anzubringen 
ſind, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 

Jedem Genoſſen ſteht es zu jeder Zeit frei, 
mit der Behauptung, daß die aus dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsunternehmen erwachſenden Vorteile nicht allen 
Grundſtücken in gleichem Maße zugute kommen, zu 
verlangen, daß die Höhe ſeines Beitrages dem wirk⸗ 
lichen Vorteile ſeiner Grundſtücke entſprechend feſt⸗ 
geſetzt werde. Solche Anträge ſind bei dem Vor⸗ 
ſtande anzubringen, gegen deſſen Entſcheidung binnen 


zwei Wochen Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zu⸗ 
läſſig iſt. Dieſe entſcheidet darüber endgültig, kann 
aber vor der Entſcheidung durch Sachverſtändige, 
welche ſie ernennt, im Beiſein des Antragſtellers und 
eines Vorſtandsvertreters eine Unterſuchung eintreten 
laſſen. Sind beide Teile mit dem Gutachten der 
Sachverſtändigen einverſtanden, ſo wird die Höhe 
des Beitrages danach feſtgeſtellt. Wird eine Ent⸗ 
ſcheidung erforderlich, ſo trägt der unterliegende Teil 
die Koſten. 

87. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaften nach dem im Statut vor⸗ 
geſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vor⸗ 
ſtand auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu ver⸗ 
teilen. Gegen die Fetzſetzung des Vorſtandes iſt 
innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde an die Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuläſſig. 

8 8. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
träge beizutreiben. 

8 9. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren 
Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorüber⸗ 
gehend oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine Ent⸗ 
ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
das nach dieſem Statute zu bildende Schiedsgericht 
mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

8 10. Längs der Hauptgräben muß an den 
drainierten Flächen ein Streifen von einem halben 
Meter Breite, vom oberen Rande der Böſchung an 
gerechnet, unbeackert und mit dem Weidevieh ver⸗ 
ſchont bleiben. Dieſer Streifen und die Böſchungen 
dürfen nur durch Abmähen genutzt und müſſen von 
Bäumen, Sträuchern, Hecken und dergleichen frei⸗ 
gehalten werden. Das Durchtreiben des Viehes 
durch die Gräben und das Tränken daraus iſt nur 
an den vom Vorſtande beſonders dazu beſtimmten 
Stellen geſtattet. . 

Bei der Räumung müſſen die Grabenanlieger 
den Auswurf, deſſen Eigentum ihnen zufällt, auf⸗ 
nehmen und binnen vier Wochen, wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen vier 
Wochen nach der Aberntung des Grundſtückes bis 
auf vier Meter vom Rande der Böſchung fortſchaffen. 
Zuwiderhandlungen unterliegen den geſetzlichen Orb» 
nungsſtrafen (8 54 des Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes). 
Außerdem iſt der Schaden, der an Genoſſenſchafts⸗ 
anlagen durch Uebertretung dieſer Vorſchriften oder 
ſonſt durch Abſicht oder Fahrläſſigkeit entſteht, von 
dem hierfür haftbaren Genoſſen unter Beachtung der 
Weiſungen des Vorſtehers und bei Vermeidung 


zwangsweiſer Ausführung auf feine Koſten zu be⸗ 
ſeitigen. 

$ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimm. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten, und zwar in der Weiſe, daß bei den Drainage⸗ 
flächen für je dreihundertfünfzig Meter Saugedrains 
eine Stimme und bei den Wieſenflächen für je ein 
Hektar beitragspflichtiger Fläche eine Stimme gerech⸗ 
net wird. Bruchteile einer Stimme, die ſich hier⸗ 
nach ergeben, werden auf die nächſthöhere volle 
Stimmenzahl abgerundet. Auf einen Genoſſen dürfen 
nicht mehr als zwei Fünftel der Geſamtſtimmenzahl 
vereinigt werden. Iſt die Höhe des Beitrages eines 
mit Wieſenflächen beteiligten Genoſſen abweichend 
von der Fläche feſtgeſetzt, ſo wird auch die Zahl der 
Stimmen dementſprechend berechnet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach öffentlicher ortsüblicher 
Bekanntmachung der Auslegung vier Wochen lang 
zur Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vor⸗ 
ſtehers auszulegen. Anträge auf Berichtigung der 
Stimmliſte ſind an keine Friſt gebunden. 

Wegen der Ausübung des Stimmrechtes durch 
Vertreter finden die für Gemeindewahlen am Sitze 
der Genoſſenſchaft gültigen Vorſchriften entſprechende 

nwendung. 

8 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 

b) einem Stellvertreter des Vorſtehers, 

c) zwei weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von dem 
Vorſtande unter Leitung des Vorſteher⸗Stellver⸗ 
treters feſtzuſetzende und von der ſtaatlichen Auf⸗ 
fichtsbehörde zu genehmigende Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl des 
Vorſtehers und feines Stellbertreters bedarf der Be⸗ 
ſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
Gene des Stimmrechts befugte g Vertreter eines 
rechte i. welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 

Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Bei fat i t 
Wahſhandlungen für Beifiger erfolgt in getrennten 
dem Leiter der G jede Stelle. Jeder Wähler hat 
zu Pr eneralverſammlung mündlich und 

otokoll zu erklären ine. Sti 

geben will. Erhätt im — wem er ſeine Stimme 
nicht mehr als die Hälfte pen Wahlgang eine Perſon 
ſo erfolgt eine engere Wahl dale Stimmen, 
beiden Perſonen, welche die man nen ‚denjenigen 
halten haben. Be Stimmenglechen e . 195 
vom Vorſitzenden zu ziehende Le n 


Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein 
Widerſpruch erfolgt. 

8 13. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter, ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat, und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter 
Angabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen, 
und daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens 
zwei Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend find. 
Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unver⸗ 
züglich dem Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat als⸗ 
dann einen ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die 
erſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

§ 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver: 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feſt⸗ 
geſtellten Meliorationsplane zu veranlaſſen 
und zu beaufſichtigen; 

b) über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie 
die Grabenräumung und die Nutzung, 
Beackerung und Bepflanzung der an die 
Gräben anſtoßenden Grundſtücksſtreifen und 
dergleichen mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die nötigen Anordnungen zu treffen und 
die etwa erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen; 

e) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge 
auszuſchreiben und einzuziehen, die Zah⸗ 
lungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die 
Kaſſenverwaltung mindeſtens zweimal jährlich 
zu revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme 
vorzulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen 
zu überwachen; 
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) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft 
zu führen und ihre Urkunden zu unter⸗ 
zeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen 
hat er die Genehmigung des Vorſtandes 
einzuholen. Zur Gültigkeit der Verträge 
iſt dieſe Genehmigung nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe des Statuts und der 
Ausführungsvorſchriften von ihm ange⸗ 
drohten und feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, 
die den Betrag von 30 Mark jedoch nicht 
überſteigen dürfen, ſowie Koſten (§§ 6 und 
19) zur Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen werden 
nach der Fertigſtellung in regelmäßige Schau ge⸗ 
nommen, die jährlich einmal im Herbſte ſtattzu⸗ 
finden hat. Der Schautermin wird nach Benehmen 
mit der Aufſichtsbehörde und dem Meliorations⸗ 
baubeamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe recht⸗ 
zeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die Schau. 
Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. Die Auſſichtsbehörde iſt befugt, 
die Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur 
Unterhaltung der der Schau unterliegenden Anlagen 
notwendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten der 
Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Beſchwerden 
gegen ſolche Anordnungen der Aufſichtsbehörde ent⸗ 
ſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

8 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Führung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung des 
Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 
2. die Wahl der Schiedsrichter und deren 
Stellvertreter; 

3. die Abänderung des Statuts. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in diefer Verſamm⸗ 
lung erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige 
Stimmliſte nach den Flächenangaben des Grundſtücks⸗ 
regiſters des Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen find in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des 
Waſſergenoſſenſchafts⸗Geſetzes) durch den Vorſland, 
im übrigen durch den Vorſteher und zwar mindeſtens 
alle fünf Jahre zuſammenzuberufen. 
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Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und 
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in den⸗ 
jenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeblete ganz oder teilmeife angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

8 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit: 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 
rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhende Rechte und Verdindlichkeiten der 
Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung 
einzelner Genoſſen in ihren durch das Statut be⸗ 
gründeten Rechten betreffen, von dem Vorſteher 
unterſucht und entſchieden, ſoweit nicht nach dem 
Statut oder nach geſetzlicher Vorſchrift eine andere 
Stelle zur Entſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheides an gerechnet, ſchriftlich bei dem Vorſteher 
angemeldet werden muß. Die Koſten dieſes Ver⸗ 
fahrens ſind dem unterliegenden Teile aufzuerlegen. 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und 
aus zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar 
ift jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die Auſſichtsbehörde zu be⸗ 
ſtimmen. 

8 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 


241 


Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Luckau aufgenommen, ſoweit nicht 
nach dieſem Statute die ortsübliche Bekanntmachung 
genügt. 

8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
Geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung be⸗ 
ruht, kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf 
den Antrag des Aufzunehmenden durch einen der 
Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vor: 
ſtandsbeſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Straßburg i. E., 

den 29. Auguſt 1908. 
(. S.) gez. Wilhelm R. 
ggez. zugleich für den Juſtizminiſter 
v. Arnim. 


Bekanntmachung des Oberpräſideuten der 
Provinz Schleſien. 


Tarif 
für die Oderfähre bei Alt⸗Rüdnitz. 

Es ſind zu entrichten für das Ueberſetzen: 

1. von Perſonen einſchließlich der Traglaſt: Pf. 
für jede Perſon 5 

Anmerkung: Kinder unter 4 Jahren ſind 
abgabenfrei. 

U. von Tieren: 

a) für ein Pferd oder Maultir . . . 15 

b) für ein Stück Rindvieh oder einen Eſel 10 

o) für ein Fohlen, Kalb, Schaf, Schwein, 

eine Ziege oder ein anderes Tier 5 

d) für Federvieh, welches getrieben wird, 
für jede angefangenen 10 Stück. 8 

Anmerkung: Für Tiere, die auf Fuhr⸗ 
werken befördert werden, wird eine 
beſondere Abgabe nicht erhoben. 

III. von Fuhrwerken neben der Abgabe für 
die dazu gehörenden Perſonen einſchließlich 
der Inſaſſen nach I und neben der Ab⸗ 
gabe für das Geſpann nach II: 

a) für ein beladenes Laſtfuhrwerk (fiehe 
zuſätzliche Beſtimmung 4) oder ein 
als Laſtfuhre benutztes Perſonenfuhr⸗ 
werk, für Lokomobilen, Dampfmaſchinen 

N und ſonſtige ſchwere Fuhrwerke je 

) für ein unbeladenes Laſtfuhrwerk, für 
. oder Marktfuhrwerke, Schlit⸗ 

fed ee 

o) für Hundefuhrwerk, Handwag Hand⸗ 
karren, Handſchli Basen, e 
Heinen Geh d ähnliches 

4) für Fahrräder für jeden Sig. . 5 


30 


15 


von Kraftfahrzeugen neben der Abgabe Pf. 


für die Inſaſſen oder zugehörigen Pers 
ſonen nach I: 
a) für einen Perſonenwagen mit mehr 
als 4 Sitzplätzen und für beladene 
Laſtwagen 
mit Gummiradreifen 50 
ohne Gummiradreifen 60 
b) für einen Perſonenwagen mit 4 oder 
weniger Sigpläßen oder für einen un⸗ 
beladenen Laſtwagen mit Ausnahme 
der unter o genannten Wagen für 
landwirtſchaftliche Betriebszwecke 
mit Gummiradreifen 40 


ohne Gummiradreifen Ne 50 
o) für einen unbeladenen Laſtwagen, 
welcher landwirtſchaftlichen Beſriebs⸗ 
zwecken dient 
mit Gummiradreifen 20 


ohne Gummiradreifen 30 
d) für Kraftfahrräder für jeden Sig . 10 
Anmerkung zu IV. 
Als Sitzplätze der Perſonenwagen gelten 
nur die dauernd eingebauten Sitzgelegen⸗ 
heiten einſchlleßlich des Sitzes für den 
Wagenführer. 


von unverladenen Gegenſtänden die⸗ 


jenigen Abgaben, welche die Perſonen, 
Fuhrwerke und Zugtiere treffen würden, 
die zum Transport der Gegenſtände nach 
oder von der Fähre erforderlich find. 
Zuſätzliche Beſtimmungen. 


. Das Doppelte der Abgaben zu I—V iſt zu 


zahlen für das Ueberſetzen: 
a) bei höheren Waſſerſtänden, d. i. von + 3,40 m 
am Pegel zu Faſanerie an. 

Anmerkung: Die Waſſerſtandsgrenze, von 
welcher ab erhöhte Abgaben zu entrichten 
find, iſt an der Fähre örtlich bezeichnet. 

b) bei Elsgang, 
e) zur Nachtzeit. 

Anmerkung: Als Nachtzeit gilt vom 16. Fe 
bruar bis 31. Oktober die Zeit von 
10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, vom 
1. November bis 15. Februar dagegen 
die Zeit von 9Uhr abends bis 6Uhr morgens. 


„Der dreifache Betrag der Abgaben zu 1— Viſt 


zu zahlen, wenn in den Fällen zu a oder b 
der zuſätzlichen Beſtimmung 1 zur Nachtzeit 
übergeſetzt werden muß. 


. Bei Etsübergang iſt nur die Hälfte der Abgaben 


zu zahlen. 


. Ein Fuhrwerk oder Kraftfahrzeug iſt dann als 


beladen anzuſehen, wenn ſich auf ihm außer 
dem Zubehör und dem Futter für die Zugtiere 
oder dem Betriebsſtoffe für die Maſchine für 
höchſtens 3 Tage, an anderen Gegenſtänden 
mehr als 100 kg befinden. 
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5. Halbe Pfennigbeträge werden auf volle Pfennig 
nach oben abgerundet. 
Befreiungen: 

Von der Entrichtung des Fährgeldes ſind befreit: 

1. Der König, die Mitglieder des Königlich 
und Fürſtlich Hohenzollernſchen Hauſes, Fuhrwerke, 
Kraftwagen, Güter und Tiere, welche zu den Hof⸗ 
haltungen des Königlichen Hauſes oder des Fürſt⸗ 
lichen Hauſes Hohenzollern oder zu den Königlichen 
Geſtüten gehören nebſt denjenigen Perſonen, welche 
dieſe Fuhrwerke oder Tiere führen oder dieſe Güter 
begleiten. 

2. Einzelne beauftragte Angehörige des ſtehen⸗ 
den Heeres und der Marine, einberufene Rekruten, 
Fuhrwerke, Güter und Tiere, welche dem Heere 
oder den Truppen auf dem Marſche angehören, 
nicht aber ganze Truppenkörper. Kriegsvorſpann⸗ oder 
Kriegslieferungsfuhren, Pferde, welche auf Grund 
des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 zu 
oder von den Vormuſterungs⸗, Muſterungs⸗ oder 
Aus hebungsplätzen gebracht werden, ſowie deren 
Führer. 

3. Oeffentliche Beamte und Gendarmerie⸗ 
Offiziere, ſowie deren Fahrzeuge und Tiere bei 
Dienſtreiſen oder ſonſtiger dlenſtlicher Veranlaſſung, 
wenn fie fi) gehörig ausmeifen oder Uniform tragen. 

4. Transporte, die für unmittelbare Rechnung 
des Staates oder des Reiches geſchehen. 

5. Die ordentlichen Poſten nebſt deren Bei⸗ 
wagen, die von Poſtbeförderungen ledig zurück⸗ 
kommenden Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, die Brief⸗ 
träger und Poſtboten, desgleichen Perſonenfuhrwerke, 
welche durch Privatunternehmer eingerichtet und als 
Erſatz für ordentliche Poſten ausſchließlich zur Be⸗ 
förderung von Reiſenden, deren Effekten und von 
Poſtſendungen benutzt werden. 

6. Hilfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen 
Notſtänden auf dem Hin⸗ und dem Rückwege nebſt 
dem zugehörigen Perſonal. 

7. Die Kutſcher der unter ITa b und c auf 
geführten Fuhrwerke, Treiber von Tieren und Reiter. 

8. Die Mitglieder Fährgemeinde zu Alt-Rüdnig, 
wenn ſie zu landwirtſchaftlichen Zwecken im Betriebe 
der eigenen Wirtſchaft die Fähre benutzen. In allen 
anderen Fällen haben ſie das halbe Faͤhrgeld zu ent⸗ 
richten. 

Vorſtehender Tarif tritt an Stelle desjenigen 
vom 14. März 1864/1. Dezember 1906 in Kraft. 

Breslau, den 2. September 1908. 

Der Oberpräſident der Provinz Schleſien, 

Chef der Oderſtrombauverwaltung. 
In Vertretung: Michaelis. 
O. P. II. 13899 T /v. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
703. Landes polizeiliche Anordnung. 

Mit Rückſicht auf die zurzeit beſtehende Gefahr 

der Verbreitung der im Kreiſe Regenwalde aus: 


gebrochenen Maul⸗ und Klauenſeuche wird bis auf 

weiteres auf Grund der 88 19 bis 29 und 44a 

des Reichsgeſetzes, betreffend die Abwehr und Unter⸗ 
drückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880/1. Mai 

1894 (R.⸗G.⸗Zl. S. 153/409), in Verbindung mit 

den 88 59, 59a, 61, 63 und 64 der Bundesrats⸗ 

inſtruktion vom 27. Juni 1895 (R⸗G.⸗Bl. S. 357) 

und des § 56 b der Reichsgewerbeordnung, fowie 

auf Grund der gemäß § 1 der oben erwähnten 

Bundesratsinſtruktion vom Herrn Miniſter für Land: 

wiriſchaft, Domänen und Forſten erteilten Geneh⸗ 

migung für die Kreiſe Regenwalde und Saatzig 
folgendes angeordnet: 
I. Sperrgebiet. 

1. Sämtliches in den verſeuchten, vom Landrat 
öffentlich bekannt gegebenen Ortſchaften be⸗ 
findliche Klauenvieh (Rindvieh, Schafe, Ziegen 
und Schweine) unterliegt der Stallſperre. 
Dieſe Maßregel wird ſo lange aufrecht erhalten 
werden, bis die Seuche abgeheilt iſt oder die 
erkrankten Tiere getötet find und die Desinfektion 
ausgeführt iſt. 

2. Die Plätze vor den Stalltüren und den Gehöfts⸗ 
eingängen, ſowie die gepflaſterten Wege an den 
Ställen und auf dem Hofe ſind mehrmals täglich 
durch Uebergießen mit Kalkwaſſer zu desinfizieren. 

3. Das Geflügel iſt ſo einzuſperren, daß es den 

Hof nicht verlaſſen kann. 

. Die Hunde ſind feſtzulegen. 

Das Betreten der verſeuchten Ställe iſt nur 
den Beſitzern, den mit der Wartung und Pflege 
der Tiere beauftragten Perſonen und den 
Tierärzten geſtattet. 

6. Händlern, Schlächtern, Viehkaſtrierern und 
anderen in Ställen gewerbsmäßig verkehrenden 
Perſonen iſt das Betreten der verſeuchten 
Gehöfte unterſagt. 

7. Die verſeuchten Ortſchaften bilden je einen 
Sperrbezirk. 

8. Die Abgabe roher Milch aus den verſeuchten 
Gehöften iſt unterſagt. 

9. Die Ausfuhr von Klauenvieh aus dem Sperr⸗ 
bezirke, ſowle die Ausfuhr von Heu und Stroh 
aus verſeuchten Gehöften, ſowie die Einführung 
von ſolchem in den Sperrbezirk iſt verboten. 
Auch das Durchtreiben von ſolchem Vieh durch 
den Sperrbezirk iſt verboten. 

10. Auf Bahnſtationen, die in der Feldmark von 
verſeuchten Ortſchaften (Sperrbezirken) liegen, 
iſt das Verladen von Klauenvieh verboten. Die 
Anordnung weitergehender Beſchränkung bleibt 
der Entſcheidung des Landrates vorbehalten. 

II. Beobachtungs bezirk. 

1. Die nachfolgenden Anordnungen werden ge⸗ 
troffen für alle Gemeinde⸗ und Gutsbezirke 
des Kreiſes Regenwalde, die dem vom Landrat 
gebildeten und öffentlich bekannt gemachten 
Beobachtungsbezirk zugeteilt find und noch zu» 


. 


243 


geteilt werden. Diefe Gemeinde und Guts⸗ 
bezirke bilden einen Beobachtungsbezirk im 
Sinne des oben angezogenen $ 59a, in dem 
alle Wiederkäuer und Schweine unter polizeiliche 
Beobachtung geſtellt werden. 

. Aus biefem Beobachtungsbezirk dürfen Tiere 
der bezeichneten Gattung ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Landrats nicht entfernt 
werden. 

Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn die Ausführung zur ſofortigen Abſchlach⸗ 
tung nach benachbarten Orten und nach in der 
Nähe befindlichen Eifenbahnitationen behufs der 
Weiterbeförderung nach ſolchen Schlachtvieh⸗ 
höfen oder öffentlichen Schlachthäuſern, welche 
unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht 
ſtehen, erfolgt. Der Ausführung muß eine 
ebe Unterſuchung unmittelbar voraus⸗ 

Das auf Grund dieſer Unterſuchung aus⸗ 
zuſtellende Atteſt, welches die Seuchefreihett der 
Tiere beſcheinigen muß, hat eine Gültigkeit von 
nur 24 Stunden. Die Genehmigung zur Aus⸗ 
fuhr darf ferner nur unter der Bedingung er⸗ 
teilt werden, daß die Polizeibehörde des Schlacht⸗ 
ortes ſich mit der Zuführung der Tiere vor⸗ 
her einverſtanden erklärt hat, und daß die 
Tiere den benachbarten Orten oder den Schlacht⸗ 
höfen direkt mittels Wagen oder Eiſenbahn 
zugeführt werden. 

Das Durchtreiben von Wiederkäuern und 
Schweinen durch das unter II bezelchnete 
Beobachtungsgebiet iſt verboten, desgleichen die 
Benutzung von Klauenvieh als Zugtiere. Die 
Durchfuhr auf Wagen zur Verladung auf im 
Beobachtungsgebiet liegenden Bahnftationen —- 
namentlich von Schlachttieren — kann vom 
Landrat geſtattet werden, wenn jeder Aufenthalt 
im Beobachtungsgebiet vermieden wird. 

III. 
Im Kreiſe Regenwalde, ſowie in den Städten 


90 Grad Celſius gebracht oder wenigſtens 
eine Viertelſtunde lang einer Temperatur von 
mindeſtens 80 Grad Celſius ausgeſetzt wird. 

Unter die vorſtehenden Beſtimmungen 
fallen auch Magermilch, Buttermilch und 
Molken. 


„Auf den Eifenbahnftationen der Kreiſe Regen⸗ 


walde und Saapig iſt alles zur Verladung 
beſtimmte Klauenvieh (Rindvieh, Schweine, 
Schafe und Ziegen) vor ſeiner Verladung 
durch den zuſtändigen beamteten Tierarzt oder 
deſſen Stellvertreter zu unterſuchen, ſoweit 
dies durch den Landrat öffentlich bekannt 
gemacht iſt. 


. Die Vorplätze der Sammelmolkereien, auf denen 


die milchanfahrenden Wagen halten, desgleichen 
die Rampen, auf denen die Milchkannen abge⸗ 
ſetzt werden, ſind täglich gründlich zu reinigen. 
Die zum Transport der Milch benutzten 
Kannen, Fäſſer uſw. müſſen vor ihrer Entfer⸗ 
nung aus der Molkerei innen und außen mit 
heißer Sodalöſung (5 Gewichtsteile Soda auf 
100 Gewichtsteile heißes Waſſer) gründlich 
gereinigt werden. 


. Die Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung 


im Amtsblatt und Kreisblatt in Kraft. 
Die Aufhebung wird erfolgen, ſobald die am 
Eingange bezeichnete Seuchengefahr beſeitigt iſt. 


. Im Intereſſe der baldigen Unterdrückung und 


Beſchränkung der Seuchengefahr erwarte ich die 
ſorgfältigſte Beobachtung der von mir erlaſſenen 
Beſtimmungen. 


. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Be⸗ 


ſtimmungen werden, ſofern nach dem Reichs⸗ 
Straf⸗Geſetzbuch nicht eine höhere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt, nach den 88 66 Abf. 4 und 67 des 
Reichs⸗Viehſeuchen⸗Geſetzes vom 23. Juni 1880, 
1. Mai 1894 und nach 8 148 Abſatz 1 
Ziffer 7a der Reichsgewerbeordnung beſtraft. 
Stettin, den 11. September 1908. 


Der Regierungspräfident. 


Daber, Kreis Naugard, und Freienwalde, Kreis 
Saatzig, iſt die Abhaltung von Viehmärkten 704. . Nachtrag 
und der Auftrieb von Klauenvieh auf die] dum Lokaltarif für die Beförderung von Perſonen, 
Wochenmärkte, im Sperr⸗ und Beobachtungs⸗ Tieren und Gütern, gültig vom 15. Dezember 1897. 
bezirt auch die Abhaltung von Pferdemärkten Gültig vom 4. Tage nach Veröffentlichung 
ben 8. Der Auftrieb von Klauenvieh aus het 4 . der Königlichen Regierung zu 
E . * 
buran achtungsgebiet auf Märkte iſt B. 82 
Der Handel im Umherzlehen mit Klauenvie Die Worte „unterzeichneten Generalunternehmer“ 
e Schweine, in im Kreiſe sehen, find zu erfegen durch „Bahnverwalter in ei 
nt bis zum 1. November 1908 5 1 11 55 Vermittelung des Bahnverwalters“ 
; ind zu ſtreichen. 
ichen Sennen Angeloäter Mild, iR, dan SB. 
de verbo des Kreiſes Regen: Der zu ſtreichende Text wird erſetzt durch den 
erachten iſt je er Abkochung gleich zu | folgenden: „Rückfahrkarten werden in der Weiſe 
welchem die Aliic aun ee Verfahren. bei | ausgegeben, daß dem Steifenben bie gleiäpetige 
ch auf eine Temperatur von | Löſung zweier Karten, je eine für die Hin⸗ und die 
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Rückfahrt geſtattet wird. Die Rückfahrkarte erhält 
auf der Rückſeite den Aufdruck: 


Gültig am Tage der Löſung 
R oder am folgenden Tage. 


Zeitkarten werden für die Dauer eines Monats aus⸗ 
gegeben. Sie ſind nur beim Bahnverwalter in 
Buckow erhältlich.“ 


erhält den Zuſatz: 

Für eine Monatskarte 
zwiſchen Buckow und Dahms⸗ 
dorf — Müncheberg 


. 
18,00 M. 10,00 M. 
5 


III Kl. 


erhält unter a an Stelle der bisherigen folgende 
Faſſung: 

a) Eine Beförderung von Eilgut findet mittels 
Gepäckſcheins zum doppelten Satze für Reiſe⸗ 
gepäck ſtatt. Für diejenigen Güter, die über 
die Anſchlußſtation hinaus als Eilgüter be⸗ 
fördert worden ſind oder werden ſollen, erfolgt 
die Beförderung mit nächſter Gelegenheit. 
Soweit den Verſand⸗Eilgütern kein Staats⸗ 
bahnfrachtbrief beigegeben iſt, werden ſie in 
Dahmsdorf — Müncheberg nur ausgehändigt, 
während des Aufenthaltes der Kleinbahnzüge 
auf dieſer Station. 

Grundſätze für die Frachtberechnung. 
I. Stückgüter. 

Abſatz 3 wird erſetzt durch folgenden: 

„Zu den Stückgutſätzen werden diejenigen Güter 
befördert, die der Abſender nicht als Wagenladung 
aufgibt. Stückgut, deſſen Fracht nach der Berechnung 
als Wagenladungsgut billiger iſt, wird als ſolches 


berechnet.“ 
F. Tariftabellen. 
1. Beförderungspreiſe. 
a) Perſonen: 

1. Einmalige Fahrt zwiſchen Dahms⸗ 
dorf — Müncheberg und Buckow, 
für die II. Wagenklaſſe 

n 15 I. 7. 8 u 

2. 1 Monatskarte zur beliebigen 
Fahrt zwiſchen Dahmsdorf— 
Müncheberg und Buckow 
für die U. Wagenklaſſe . 18,00 „ 

1 


3a) Kinder unter 4 Jahren, wenn kein be⸗ 
ſonderer Platz beanſprucht wird, ſind 
frei, andernfalls zahlen ſie ebenſo wie 
Kinder von 4 bis zu 10 Jahren die 
Hälfte obiger Sätze. 


b) Hunde, wie unter a 0,20, 

c) Reiſegepäck: Für je ein Stück und an⸗ 
gefangene 25 kg 0,10 „ 

d) Eilgut: Für je ein Stück und ange⸗ 
fangene 25 k „20 „ 


e) lebende Tiere: 


Kleinvieh, ſtückweiſe, unverpackt 2,00 M. 
Großvieh, ſtückweiſe 500 „ 
für eine Wagenladung . 20,00 „ 
) Stückgüter: 
für je angefangene 10 kg. . 0,08 „ 
mindeſtens jedoch.. . 0,15 „ 
Leere Faſtage, die gefüllt die Bahn 
paſſiert, die Hälfte des Einheitsſatzes, 
der Minimalſatz von 15 Pf. bleibt 
aber beſtehen. 
6) Wagenladungsgüter: 
Für je angefangene 100 kg der nach 
Tarifklaſſe B. und Spezialtarif I der 
Güterklaſſifikation des deutſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Gütertarifes, Teil I verfrachteten 4 
ee: ee » RE 
für alle anderen Güter . 0,10 „ 


Vorſtehender Nachtrag wird im Einvernehmen 
mit der Kgl. Eiſenbahndirektion Bromberg genehmigt. 
Frankfurt a. O., den 10. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
705. Anſtelle des Eigentümers Franz Lück in 
Guſchterholländer habe ich den Landwirt Richard 
Arndt in Trebitſch zum Fiſchereiaufſeher ernannt 
und ihm die Aufſicht über die Nebengewäſſer der 
Netze bei Trebitſch übertragen. 
Frankfurt a. O., den 10. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
706. Ich habe den Königlichen Förſter Schwabe 
in Buchenhain zum Fiſchereiaufſeher ernannt und 
ihm die Fiſchereiaufſicht über die innerhalb feines 
Forſtſchutzbezirkes liegenden nicht geſchloſſenen Ge⸗ 
wäſſer des Spreewaldes übertragen. 
Frankfurt a. O., den 11. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
707. Der Ingenieur Max Fiſchötter, z. Zt. 
wohnhaft in Berlin, iſt von der Brauerei und 
Mälzerei⸗Berufsgenoſſenſchaft in Frankfurt a. Main 
als techniſcher Aufſichtsbeamter für die Sektion VI 
in Berlin angeſtellt worden. 
Frankfurt a. O., den 14. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
708. In Guben, Lubſtſtraße 8, iſt am 14. d. Mts. 
die neue (4.) Apothele nach ihrer amtlichen Beſichtigung 
eröffnet worden. Frankfurt a. O., den 15. Septemb. 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
709. Die Einſtellung von Einjährig⸗Freiwilligen 
erfolgt am 1. April 1909 bei dem II. und III. 
Bataillon Infanterie⸗Regiments von Alvensleben (52) 
in Cottbus und bei dem Infanterie⸗Regiment Groß⸗ 
herzog Friedrich Franz II (24). 
Frankfurt a. O., den 19. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
710. Im Regierungsbezirk Poſen iſt die Maul⸗ 
und Klauenſeuche erloſchen. 
Frankfurt a. O., den 17. September 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
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711. Mit dem 30. September d. Js. läuft die 
Friſt ab, innerhalb welcher die durch Beſchluß des 
Bundesrats vom 27. Juni 1907 außer Kurs geſetzten 
Eintalerſtücke deutſchen Gepräges durch die Reichs⸗ 
und Landeskaſſen noch einzulöſen ſind. Auf dieſen 
bevorſtehenden Friſtablauf wird hierdurch nochmals 
mit dem Bemerken hingewieſen, daß die verſäumte 
Einlöſung der noch im Verkehr befindlichen Eintaler⸗ 
ſtücke für deren Beſitzer erhebliche Verluſte zur Folge 
haben würde. 

Frankfurt a. O., den 20. September 1908. 

Königliche Regierung. 

712. An Stelle des an die Regierung in 
Lüneburg verſetzten Regierungsaſſeſſors von Pilgrim 
haben wir den Regierungsaſſeſſor Grubitz in 
Seelow gemäß § 55 des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 19. Juni 1906 und § 15 des Gemwerbeiteuer- 
geſetzes vom 24. Juni 1891 zum erſten ſtellvertre⸗ 
tenden Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veran⸗ 
lagungs⸗Kommiſſton und der Steuerausſchüſſe der 
Gewerbeſteuerklaſſen III und IV für den Kreis Lebus 
ernannt. Frankfurt a. O., den 16. September 1908. 
. Königliche Regierung; 

Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
713. Durch Beſchlüſſe der zuſtändigen Kteis⸗ 
ausſchüſſe ſind die nachbezeichneten Grundſtücks⸗ 
parzellen umgemeindet worden: 

Im Kreiſe Friedeberg: Kartenblatt 1 Nr. 3 16/9 
und 317/8, Kartenblatt 2 Nr. 112/46, 111/46, 
105/26, 109/46, 108/46, 110/46, 113— 124/46 
und 106/26, Kartenblatt 4 Nr. 19, 20, 21, 59/16 
und 60/16 aus dem Gemeindebezirk Friedrichsdorf 
und Kartenblatt 1 Nr. 45/26 aus der Kolonie 
Lückstheerofen, Gemeindebezirk Friedrichsdorf nach 
dem Gutsbezirk Drieſen⸗Forſt; Kartenblaıt 2 Nr. 44 
aus dem Gutsbezirk Schlanow nach dem Gemeinde⸗ 
bezirk Vordamm. 

Im Kreiſe Lebus: Kartenblatt 1 Nr. 123 aus 
dem Gemeindebezirk Sieversdorf nach dem Guts⸗ 
bezirk Sieversdorf; Kartenblatt 2 Nr. 25/6 uſw. 
aus dem Gutsbezirk Sieversdorf nach dem Gemeinde⸗ 
bezirk Sieverdorf. 

Im Kreiſe Oſt⸗Sternberg: Kartenblatt 2 
Nr. 45 aus dem Gemeindebezirk Neuwalde nach 
dem Gutsbezirk Neudorf. 

Ferner ſind durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
umgemeindet worden: 

mStveife Arnswalde: Kartenblatt 4 Nr. 92/23, 
98/26, 94/27, 95/8, 96/29, 97/30, 88/25, 89/24, 
90/21, 91/22, 87/33, 34,33% und (Landesaufnahme) 
Merkſteinſchuzfläche (Neuwedell 73. 13/4) des 
Preußiſchen Staates aus dem Stadtgemeindebezirk 
Neuwedell nach dem Gutsbezirk Großgut Neuwedell. 

Im Kreiſe Friedeberg: Kartenblatt 1 Nr. 58/54 
und 59/54 aus dem Gutsbezirk Holm nach dem 
Stadtgemeindebezirk Driefen. R 

Frankfurt a. O., den 21. September 1908. 

Der Regierungspräfident- 


Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 
714. Am 7. September iſt bei der Poſtagentur 
in Poley eine Telegraphenanſtalt mit öffentlicher 

Fernſprechſtelle eröffnet worden. 
715. Die Poſtagentur in Mellentin führt fortan 
die zufägliche Bezeichnung „Kr. Soldin“. 
Perional⸗Nachrichten. 

716. Der Reglerungsaſſeſſor Grubitz iſt dem 
Landrate des Kreiſes Lebus zur Hilfeleiſrung in den 
landrätlichen Dienſtgeſchäften zugeteilt worden. 
717. Der Königliche Bauſekretär Thomas in 
Königsberg Nm. iſt zum 1. Oktober 1908 an die 
Kreisbauinſpektion in Oſtrowo verſetzt worden. 
718. Die Wahl des Rentiers Paul Zieren⸗ 
berg zu Görlitz zum Bürgermeiſter der Stadt 
Kirchhain auf die geſetzliche zwölffährige Dienfiperiode 
iſt beſtäligt worden. 
719 Der Departementstierarzt, Veterinärrat 
Tietze aus Caſſel, iſt an die Königl. Regierung 
hier verſetzt worden. 
720. An Stelle des am 1. Oktober 1908 in 
den Ruheſtand tretenden Rentmeiſters, Rechnungs⸗ 
rats Kauſchat hier iſt der Rentmeiſter Sander 
in Hankensbüttel von dem vorbezeichneten Zeitpunkte 
ab zum Rentmeiſter der hieſigen Kreiskaſſe ernannt 
worden. 
721. An Stelle des am 1. Oktober d. Js. in 
den Ruheſtand treienden Forſtkaſſenrendanten 
Giertz iſt dem Regierungsſekretär Kliſch die Ver: 
waltung der Forſikaſſenrendantenſtelle in Dobrilugk 
übertragen werden. 
722. Zu Kreisverordneten für den Kreis Arns⸗ 
walde ſind beſtellt worden: a) der Rittergutsbeſitzer 
Fritz Kreich zu Liebenow, b) der Rittergutsbeſitzer 
Oskar Lomnitz zu Röſtenberg. 
723. Der Rentmeiſter von Ponickau in Arns⸗ 
walde iſt vom 1. Oktober 1908 ab in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt und an ſeiner Stelle der Regierungs⸗ 
ſekretär Schinz in Allenſtein zum Rentmeiſter der 
Königlichen Kreiskaſſe in Arnswalde ernannt worden. 
724. Der wiſſenſchaftliche Hilfslehrer Erich 
Günther ift als Oberlehrer angeſtellt und dem 
Königlichen Gymnaſium zu Küſtrin überwieſen. 
725. Verſetzt: der Ober⸗Poſtſekretär Rei⸗ 
mann von Spremberg (Lauſitz) nach Görlitz, der 
Ober⸗Poſtaſſiſtent Kranich von Zielenzig nach 
Cüſtrin 2 (Neuſtadt), die Poſtaſſiſtenten Bandach 
von Croſſen (Oder) nach Friedland (N⸗Lauſitz) und 
Laſogga von Lübben (Lauſitz) nach Wutſchdorf; 
die beiden letzten unter Ernennung zu Poſtverwaltern. 

Es tritt in den Ruheſtand: der Ober⸗Poſtſekretär 
Schmidt in Forſt (Lauſitz). 
726. Erledigt wird die 2. Pfarrſtelle magiſtra⸗ 
taliſchen Patronats an der St. Marienkirche in 
Frankfurt a. O., Diözeſe Frankfurt a. O. I, durch 
Berufung des Pfarrers Molſen in die Ober⸗ 
pfarrſtelle an der genannten Kirche. 
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Vermiſchtes. Die Züge 19 bis 24 verkehren nur an den 
727. Staatsbahn⸗Güterverkehr, Tarifheft C Viehmarkttagen in Lieberoſe. 
(Gruppe II). Die Züge 1 und 16 verkehren nur zu den 


„Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1908 wird zum | außerordentlichen Märkten in Cottbus von Strau⸗ 
Tarifheft G (Gruppe II) ein Nachtrag 3 ausgegeben. | pitz— Cottbus und umgekehrt. 
Er enthält neben ſonſtigen Aenderungen und Er⸗ Lübben (Lauſiß), den 21. September 1908. 
gänzungen des Haupttarifs Entfernungen für die neu Die B x 2 
aufgenommenen Stationen Caputh, Geltow, Carnin, e Betriebs⸗Verwaltung 


Dörgenhauſen, Groß⸗Särchen (Kreis Hoyerswerda), Vakante Lehrerſtellen. 

Hoske, Leitſtade, Lienewitz. Petershagen (Kreis , 

Randow), Werftpfuhl und Wittichenau. 729. Zum 1. Oktober d. J. werden frei: Kreis 
Soweit Frachterhöhungen eintreten, werden ſie Arnswalde: Mlenken 2. Lehrerſtelle, G. 1000 M. 

erſt vom 15. November 1908 ab gültig. Kreis Kalau: Rauno 5. Lehrerſtelle, G. 1000 Di. 


Exemplare des Nachtrages können durch die J Kreis Landsberg: Stolzenberg 2. Lehrerſtelle, 
Güterabfertigungen ſowie das Auskunfisbureau, hier G. 1000 M. Kreis Lübben: Goſchzſchen Lehrer: 
Bahnhof Alexanderplatz, zum Preiſe von 0,10 M. ſtelle, G. 1100 M. Kreis Sorau: Albrechtsdorf 


das Stück bezogen werden. 3. Lehrerſtelle, G. 1000 M. Zum |. Januar 1909 

Berlin, den 21. September 1908. wird frei: Kreis Königsberg: Batzlow, Kuͤſter⸗ und 
Königliche Eiſenbahndirektion Lehrerſtelle, G. 1346 M. 

zugleich namens der beteiligten Verwaltungen. Bewerbungen ſind an die Königl. Regierung, 


728. Am 1. Oktober 1908 erſcheint ein neuer | Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu 
Winterfahrplan. Derſelbe enthält gegen den vorigen | richten. 
folgende Aenderungen: 


730. Kleinbahn Cüſtriu Krieſcht. 
Fahrplan, gültig vom 1. Oktober 1908. 
Cüſtrin Neuſtadt— Krieſcht. Krieſcht— Cüſtrin Neuſtadt. 

Ent: Zug I.Zug 3 Zug 5, Zug 7 Zug | rn 2 ug A Jug 6 Zug 8 Zug 10 812 
ba de 2-3. Kl. 2.-8. Kl. Stationen . g. Kl. 2. 3. Kl. 2.-3. Kl. 2-3. 810 2.—3.Kl. 2. Kl. 
— 9 3 82 1029 flAbf. F Citrin Neuſt. f Ank! 6b Se 2, Tu 1008 08) 

1800 6% 9% 3% 85 102 , |Rieper@ufh| Abf] de d | 2, 6 | 100° 

5,05 C 655 |x 92 47 Su Ns 5] „ Neu⸗Amerika m x x IX 2 * xls 


8,80 7 1x 958 1x 3°" x egg „ Am Kanal 17 
11,20 77 10 40, 98 11238] „ Tſchernow 1 
720 10s 4% gu 11225 5[Ank. Sonnenburg Abf. 


14,60 7% 10% 4% 9 — Abf. Sonnenburg | Unt| — In 1 e. — 25 
19,160 7 050 451 9 „ Linmris Forſt Abf. — N N — 83 
22,53 750 10% 4% 9 — Se], Limmrie Nm. „ — 76 le 8% — 8 
26,02] 800 1048 45% 92 — 2 „ Maus kow nr er 
29,92] 80 10 5b 9 — Adhlnt.yRrieit Abf[ — 6% 175 5% — f 1106 


Die links von den Statlonsnamen ſtehenden Zeitangaben ſind von oben nach unten, die rechls 
ſtehenden von unten nach oben zu leſen. 

Die Nachtzeiten von 6% Uhr abends bis 52 Uhr morgens ſind durch Unterſtreichen der Minuten⸗ 
zahlen bezeichnet. 

X bedeutet: Zug hält nur nach Bedarf. 


Zur Beachtung! 
Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
und den Öffentlichen Anzeiger beitimmten Bekanntmachungen ſind unter der Briefaufſchrift: 


= - 1 ’ i u 
„An die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts zu Frankfurt a. O. 
zuzuſenden. Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen⸗ ſowie Ortsnamen. deutlich geſchrieben ſein und 
wenn ſie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſtens Montag vormittag bei der 
Schriftleitung eingehen. Jeder für das Amtsblatt beſtimmten Bekanntmachung muß eine kurze Inhalts · 
angabe vorangeſeßzt werden. Die Schriftleitung des Regierungs Amtsblatt. 


Redigiert im Bureau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
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